
ZANU (PF) führt Simbabwe 
auf Weg des Fortschritts

Von Helmut Scholz
v

Die Afrikanische Nationalunion 
von Simbabwe (Patriotische 
Front) - ZANU (PF) - wurde am
8. August 1963 als nationale Be­
freiungsbewegung gegründet. 
Seit Erringung der Unabhängig­
keit am 18. April 1980 hat sie sich 
als die einflußreichste gesell­
schaftliche Kraft und erfolgreich 
regierende Partei erwiesen. Im 
100 Abgeordnete umfassenden 
Parlament verfügt sie mit 64 Sit­
zen über die absolute Mehrheit, 
wobei 20 Sitze verfassungsmäßig 
der weißen Bevölkerungsminder­
heit (etwa 150 000 Menschen) 
Vorbehalten sind. Die Afrikani­
sche Volksunion von Simbabwe 
(ZAPU) unter Joshua Nkomo, mit 
der die ZANU in den letzten Jah­
ren des Befreiungskampfes in 
der Patriotischen Front (PF) ein

Bündnis eingegangen war, be­
sitzt 15 Parlamentssitze.
Die ZANU (PF) verfolgt seit der 
Erringung der Unabhängigkeit 
eine Politik der Versöhnung mit 
der weißen Bevölkerungsminder­
heit. Im Ergebnis dieser Politik 
hat sich ein Großteil der weißen 
Bevölkerung zur Zusammenar­
beit mit der neuen Staatsmacht 
entschlossen. Unter der Führung 
der ZANU (PF) wurde der kolo­
niale Staatsapparat demokrati­
siert. Neue bewaffnete Kräfte 
(Armee, Polizei) wurden formiert, 
das Bildungs- und Ausbildungs­
system bedeutend erweitert und 
reformiert. Das vormals vorran­
gig den Weißen dienende Ge­
sundheitssystem ist ausgebaut 
und dem gesamten Volk zugäng­
lich gemacht worden.

Aufbau des Sozialismus als strategisches Ziel

Der II. Parteitag im August 1984 
hat sowohl für die ZANU (PF) als 
auch für Simbabwe eine neue 
Entwicklungsperiode eingeleitet. 
Er wählte ein aus 90 Mitgliedern 
bestehendes Zentralkomitee, das 
ein 15köpfiges Politbüro bildete. 
Robert Mugabe erhielt erneut 
das Vertrauen der Partei und 
wurde als Erster Sekretär und 
Präsident der ZANU (PF) ge­
wählt.
Mit etwa 2 Millionen Einzel- und 
Kollektivmitgliedern versteht sich 
die ZANU (PF) als Massenpartei 
aller Klassen und Schichten der 
Bevölkerung, einschließlich von 
Vertretern der Bourgeoisie. Sie 
bekräftigte auf dem II. Parteitag 
ihr Bekenntnis zum Marxismus-

Leninismus und erklärte den Auf­
bau der sozialistischen Gesell­
schaft auf der Grundlage einer 
wissenschaftlichen Analyse der 
konkreten Bedingungen im 
Lande zu ihrem . strategischen 
Ziel. Dieses Ziel wird in einem 
langfristigen Prozeß der „Trans­
formation" der Gesellschaft an­
gestrebt, in dem es zur schritt­
weisen Schaffung von staatli­
chem, genossenschaftlichem 
und staatlich-privatem Eigentum 
kommt. Gegenwärtig liegen noch 
über 80 Prozent der wichtigsten 
Bereiche der Wirtschaft wie 
Bergbau, verarbeitende Indu­
strie, Bankwesen und auch Land­
wirtschaft in den Händen auslän­
discher Monopole. Nationalisie­

rungen sind durch die dem Land 
1979 in den Verhandlungen über 
die Unabhängigkeit aufgezwun­
gene Verfassung praktisch blok- 
kiert.
Beträchtliche Fortschritte bei der 
Umwandlung der Besitzstruktu­
ren der Wirtschaft sollen mit 
dem ersten Fünfjahrplan des 
Landes erreicht werden, der 1986 
in Kraft getreten ist. Vorrangig 
geht es darum, weitere Schritte 
zur Kontrolle der Wirtschaft zu 
tun. Der Entwicklung der Arbei­
terklasse dienen die massenhafte 
Ausbildung von Kadern, die An­
eignung von Erfahrungen bei der 
Planung und Leitung der Wirt­
schaft sowie Formen der Mitbe­
stimmung in den Betrieben.
Die Führung der ZANU (PF) 
warnt ihre Mitglieder davor, den 
Kampf für die Schaffung notwen­
diger Grundlagen für den Über­
gang zum Sozialismus mit dem 
Sozialismus selbst zu verwech­
seln. Der Sozialismus werde erst 
errichtet werden können, wenn 
die notwendigen politischen, 
ökonomischen und organisatori­
schen Voraussetzungen geschaf­
fen sind.
Um die Rolle des Führers und Or­
ganisators der gesellschaftlichen 
und ökonomischen Entwicklung 
voll wahrzunehmen, stellt sich 
die ZANU (PF) die Aufgabe, den 
Marxismus-Leninismus nicht nur 
stärker in die Partei zu tragen, 
sondern sie zu befähigen, ihn 
unter den Bedingungen des Lan­
des anzuwenden, die Massen 
zu schulen, zu mobilisieren und 
zu organisieren. Dies wird als 
langwieriger Prozeß verstanden.
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